
 
 
 
 
 
 
 
 

Merkblatt  
Gefährdungsmeldung Kindesschutz 

Kindeswohl  

Das Kindeswohl umfasst das gesamte Wohlergehen und die Entwicklung eines Kin-

des, einschliesslich dessen Pflege, Betreuung, Erziehung, Versorgung, Förderung, 

Beziehungen und soziale Kontakte. 

Gefährdung 

Eine Gefährdung liegt vor, wenn die Möglichkeit einer Beeinträchtigung des körperli-

chen, psychischen oder geistigen Wohls des Kindes vorauszusehen ist. Deuliche Ge-

fährdungshinweise sind körperliche und sexuelle Gewalt und weitere Übergriffe so-

wie Verwahrlosung und Vernachlässigung. Diese können ein staatliches Eingreifen 

notwendig machen.  

Hinweise auf mögliche Gefährdungen von Kindern und Jugendlichen sind:  

 wiederholte verbale Ausfälligkeiten und sonstiges untolerierbares Ver-

halten des Kindes; 

 Aggressivität gegen Personen und Gegenstände; 

 unregelmässige Ruhezeiten bzw. ungenügende Erholung; 

 fehlende oder unkonstante Betreuung, mangelhafte Ernährung; 

 nicht kindgerechtes Freizeitverhalten; 

 nicht kindgerechte Verantwortlichkeiten und/oder Pflichten; 

 Alkoholismus oder Drogensucht eines Elternteils; 

 Alkohol- oder Drogenkonsum durch ein Kind bzw. einen Jugendlichen; 

 Zugang zu pornografischem Material; 

 sexualisierte Sprache;  

 sexuelle Ausbeutung und Übergriffe. 

Einschätzung  

Ein wesentlicher Schritt vor einer Gefährdungsmeldung ist die Einschätzung der Ge-

fährdung des Kindeswohls. Dabei gibt es Kriterien, die bei den Eltern liegen und sol-

che, die in der Natur des Kindes bzw. seines Umfeldes liegen.  

Hilfestellungen bei Einschätzungen bieten interdisziplinäre Gremien (z.B. Kindes-

schutzgruppe), Fachstellen (wie Sozialdienste, Kinder- und Jugendhilfezentren, 

Schulpsychologische Dienste), Supervision, aber auch Unterlagen (z.B. Leitfaden zur 

Standardisierung des Verfahrens in Fällen von Kindesmisshandlung). Auch die 

KESB-Mitarbeitenden steht gerne zur Verfügung, um mögliche Kindswohlgefährdun-

gen – auf Wunsch in anonymisierter Form – zu besprechen.  
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Gefährdungsmeldung  

Jede Person, die Kenntnis hat von der Gefährdung eines Kindes oder einer schutz-

bedürftigen erwachsenen Person kann bei der KESB eine Gefährdungsmeldung ma-

chen. Gemäss Art. 443 ZGB sind Behörden und Angestellte öffentlicher Dienste (Ge-

richte, Sozialhilfebehörden, Schulbehörden und Lehrpersonen, Polizei etc.) zur Mel-

dung von Gefährdungen des Kindeswohls verpflichtet. Gegebenenfalls benötigen sie 

jedoch erst eine Entbindung von der Schweigepflicht (z.B. Medizinalpersonen). Eine 

Gefährdungsmeldung an die KESB kann gegen den Willen des Kindes oder der El-

tern erfolgen.  

Meldungen über Kindswohlgefährdungen sind möglichst in schriftlicher Form an die 

KESB am Wohnort (wenn unbekannt am Aufenthaltsort) der betroffenen Person/en 

zu richten. Wenn es die Umstände erlauben, sollten die Meldeerstatter die betroffe-

nen Personen (Eltern, Kind) vorgängig über die Meldung informieren. Die meldende 

Person hat auch kein Anspruch auf Anonymität, ausser es ist mit Übergriffen auf sie 

zu rechnen.Hinweise darauf sind bitte in der Meldung aufzuführen. 

Je nach Umständen des Falles und den Möglichkeiten der meldenden Person sollte 

die Gefährdungsmeldung folgende Angaben beinhalten:  

 Personalien des Kindes,  

 Personalien der Eltern bzw. der Sorgeberechtigten,  

 Kontaktadressen,  

 möglichst sachliche Beschreibung der Ereignisse und Beobachtungen 

mit Zeit und Ort,  

 Benennung der Gefährdung (akute Selbst- oder Fremdgefährdung, an-

dauernde Gefährdung),  

 Vorgeschichte (bisherige Bemühungen, Abmachungen und Lösungs-

versuche zur Verbesserung der Situation),  

 involvierte Drittpersonen (sofern vorhanden),  

 Hinweise auf das Orientierungsgespräch mit den Eltern (Reaktion)  

Folgen der Gefährdungsmeldung  

Die KESB nimmt bei Bedarf Kontakt mit dem Meldenden auf. Danach wird die ge-

fährdete, respektive schutzbedürftige Person oder deren gesetzliche Vertretung über 

die Verfahrenseröffnung informiert, bzw. zum Gespräch eingeladen. Ergibt sich der 

Bedarf nach umfassenden Abklärungen wird damit in der Regel das regionale Kin-

der- und Jugendhilfezentrum (kjz) oder in der Stadt Zürich das Sozialzentrum beauf-

tragt. Bei dringendem Handlungsbedarf kann die KESB vor-sorgliche Sofortmassnah-

men beschliessen.  

Das kjz holt darauf Informationen zur Gefährdungssituation, respektive Schutzbedürf-

tigkeit ein – unter Umständen unter Beizug von Fachleuten –, um ein Gesamtbild der 

Situation zu erhalten. Aufgrund dieser Analyse werden mögliche Massnahmen ge-

prüft. Anschliessend stellt das kjz Antrag auf Errichtung oder Absehen von einer 

Massnahme an die KESB. Die KESB fällt darauf einen Entscheid und informiert die 

involvierten Personen. Die meldende Person hat in der Regel jedoch keinen An-

spruch auf Information. Gegen Entscheide der KESB kann Beschwerde geführt wer-

den. 


